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des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 13. Mai 1975 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien über die Befreiung 
öffentlicher Urkunden von der Legalisation 
- Drucksache 8/1544 - 

A. Problem 

Zur Erleichterung des Rechts- und Wirtschaftsverkehrs zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Belgien sollen öffentliche Urkunden, die in einem Staat er-
richtet worden sind, in dem anderen Staat ohne weitere Förm-
lichkeit verwendet werden können. 

B. Lösung 

Öffentliche Urkunden werden im Rechtsverkehr beider Staaten 
durch das Abkommen vom 13. Mai 1975 von der Legalisation 
und anderen Förmlichkeiten einschließlich der Apostille befreit. 
Nur einige Urkunden, deren öffentlicher Charakter nicht ohne 
weiteres erkennbar ist, werden mit einer innerstaatlichen Be-
glaubigung versehen. 

Gerichte und Behörden können bei Zweifeln an der Echtheit 
einer Urkunde aus dem anderen Vertragsstaat die Auskunft 
einer Stelle dieses Staates über die Herkunft der Urkunde ein-
holen. Nach dem Abkommen können auch Privatpersonen 
außerhalb eines Verfahrens eine solche Auskunft erbitten. Das 
Gesetz bestimmt den dabei einzuhaltenden Weg. 

Einstimmig empfiehlt der Rechtsausschuß 
die unveränderte Annahme. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 8/1544 — unverändert anzunehmen. 

Bonn,_ den 8. Mai 1980  

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender _ 

Schmidt (München) 

Berichterstatter 

Dr. Wittmann (München) 

Bericht der Abgeordneten Schmidt (München) und Dr. Wittmann (München) 

Der Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
13. Mai 1975 zwischen der Bundesrepublik  Deutsch-
land  und dem Königreich Belgien über die Befreiung 
öffentlicher Urkunden von der Legalisation — 
Drucksache 8/1544 — ist vom Deutschen Bundestag 
in seiner 78. Sitzung am 9. März 1978 in erster Le-
sung beraten und an den Rechtsausschuß überwie-
sen worden. Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in 
seiner 95. Sitzung am 23. April 1980 beraten. Er 
empfiehlt einstimmig ,die unveränderte Annahme 
des Gesetzentwurfs. 

Durch das Abkommen mit dem Königreich Belgien 
soll im Verhältnis der beiden Staaten zueinander 
die Legalisation öffentlicher Urkunden grundsätz-
lich ersatzlos abgeschafft werden. Die Legalisatio n  
ist eine oft zeitraubende und kostspielige Förmlich-
keit, bei der die Diplomaten oder Konsularbeamten 
des Staates, in dem die öffentliche Urkunde vorge-
legt werden soll, die Echtheit der Unterschrift sowie 
die Echtheit des Dienststempels oder Dienstsiegels 

bestätigen. Durch zwei mehrseitige Übereinkommen 
ist im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien bereits ein 
weitgehender Fortschritt zur Beseitigung bzw. Er-
leichterung der Legalisation öffentlicher Urkunden 
erzielt worden, nämlich durch das Übereinkommen 
vom 26. September 1957 über die kostenlose Ertei-
lung von Personenstandsurkunden und den Verzicht 
auf ihre Legalisation und durch das Haager Überein

-

kommen vom 5. Oktober 1961 zur Befreiung aus-
ländischer öffentlicher Urkunden von der Legalisa-
tion. Beide Staaten sind diesen Übereinkommen bei-
getreten. Durch das vorliegende Abkommen soll im 
deutsch-belgischen Urkundsverkehr nunmehr die 
Legalisation öffentlicher Urkunden grundsätzlich ab-
geschafft werden. Dagegen bestehen keine Beden

-

ken, weil das Urkundswesen in beiden Staaten hoch 
entwickelt und im allgemeinen eine Gewähr für die 
Ordnungsmäßigkeit und Echtheit einer öffentlichen 
Urkunde gegeben ist. 

Bonn, den 8. Mai 1980 

Schmidt (München) 

Berichterstatter 
Dr. Wittmann (München) 




